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Rosenkrantz für Lorenzetti
Wechsel an der Spitze des Obersten Gerichtshofs
Ricardo Lorenzetti (l.) und Carlos Rosenkrantz. (Foto: cij.gov.ar)
Buenos Aires (AT/mc) - Wechsel an der Spitze des Obersten Gerichtshofs: Ende dieses Monats wird Ricardo Lorenzetti (62) nach über elf Jahren seinen Posten räumen. Sein Nachfolger wird Carlos Rosenkrantz, der dem Obersten Gerichtshof seit zwei Jahren angehört. Auf diese personelle Neuerung verständigten sich die Obersten Richter am Dienstag in einer vierstündigen Sitzung.
Der 59-jährige wird der erste Vertreter der jüdischen Gemeinschaft sein, der das höchste Amt der Judikative übernimmt. Rosenkrantz wird seinen neuen Posten am 1. Oktober antreten. Seine Stellvertreterin wird Elena Highton de Nolasco.
Der Wechsel an der Spitze hatte sich schon seit Wochen abgezeichnet. Politische Beobachter bewerten die Maßnahme als Schritt, den Obersten Gerichtshof zu entpolitisieren und das Gremium mehr auf rein juristische Themen zu konzentrieren.
Lorenzetti war 2004 vom damaligen Staatspräsidenten Néstor Kirchner als Mitglied des Obersten Gerichts vorgeschlagen worden. Anfang 2007 übernahm er die Leitung. Lorenzetti führte mehr Transparenz und eine offenere Pressearbeit ein. 2008 brachte er das Zentrum für Juristische Information auf den Weg. Auch bemühte er sich um Austausch mit Obersten Gerichten anderer Länder; sei es im Rahmen des Mercosurs, der Organisation amerikanischer Staaten (OAS) oder der G20. Lorenzetti stand zudem der Kommission zur Reform des bürgerlichen Gesetzbuches vor.
Der Jurist, der Karriere in der Kirchner-Zeit machte, war aber auch nicht unumstritten. Zuletzt sah er sich einer Strafanzeige der Macri-treuen Abgeordneten Elisa Carrió ausgesetzt. Diese unterstellte Lorenzetti Unregelmäßigkeiten in seiner Amtsführung. Entsprechend jubelte die streitbare Politikerin, als sie von Lorenzettis Ablösung erfuhr: „Wir haben gewonnen. Die Korruption am Obersten Gerichtshof hat ein Ende. Wie großartig!“
Lorenzettis Nachfolger kann auf eine beeindruckende juristische Laufbahn zurückblicken: Rosenkrantz fungierte als Rektor der hiesigen Universität San Andrés. Des Weiteren wirkte er als Dozent an Hochschulen in den USA wie der New York University, der Richmond School of Law, und Denver University. An der renommierten Yale University erwarb er seinen Doktortitel.
2016 wurde er von Präsident Mauricio Macri als Mitglied des Obersten Gerichtshofs vorgeschlagen. Rosenkrantz war seitdem bemüht, sich aus den politischen Zwistigkeiten in dem Gremium herauszuhalten.
Argentinien
Gruppenbild mit Gouverneuren
Macri spricht mit Provinzvertretern über Haushalt 2019
Die Gouverneure im Salon „Eva Perón“ der Casa Rosada. (Foto: Casa Rosada)
Buenos Aires (AT/mc) - Für Präsident Mauricio Macri war vor allem das Foto der Erfolg: Inmitten der Wirtschafts- und Finanzkrise, die das Land in diesen Tagen durchleidet, fanden sich am Dienstag 19 von 24 Gouverneuren in der Casa Rosada ein, um mit dem Staatschef rund 30 Minuten lang über Haushalts- und Finanzfragen zu sprechen.
Eine verbindliche Zusicherung, den Staatshaushalt mit zahlreichen Einsparungen für das kommende Jahr mitzutragen, bekam Macri zwar nicht. Vielmehr kommt das Thema nun in den Kongress. Doch das Signal, das von dem Treffen ausgehen sollte, lautet: Geschlossenheit. So sprach denn auch das Präsidialamt von einer „überzeugenden Rückendeckung“, die die Regierung durch die Provinzgranden erfahren habe.
Der Einladung in den Präsidentenpalast nicht gefolgt waren lediglich Alicia Kirchner (Santa Cruz), Alberto Rodríguez Saá (San Luis), die der Macri-Regierung politisch besonders fern stehen. Ebenfalls nicht dabei waren Miguel Lifschitz (Santa Fe) und Gustavo Bordet (Entre Ríos), die sich auf Dienstreisen befinden, sowie Carlos Verna (La Pampa), der krankheitsbedingt absagte (siehe Woche in Argentinien).
Der politische Bogen der anwesenden Verwaltungschef der Gliedstaaten erstreckte sich von Parteifreunden des Präsidenten wie Horacio Rodríguez Larreta (Stadt Buenos Aires) und María Eugenia Vidal (Provinz Buenos Aires) über dialogbereite Vertreter der Opposition wie Juan Manuel Urtubey (Salta) oder Juan Schiaretti (Córdoba) bis hin zu erklärten Gegnern wie Juan Manzur (Tucumán) oder Gildo Insfrán (Formosa).
Die Nationalregierung war neben Macri durch die Minister Rogelio Frigerio (Innen) und Nicolás Dujovne (Finanzen) sowie Kabinettschef Marcos Peña vertreten.
Während des Gesprächs kamen Regierung und Gouverneure in einigen Punkten aufeinander zu: Macri deutete Bereitschaft an, die geplante Senkung der Dienstsiegelsteuer aufzuschieben sowie die von den Gouverneuren geforderte Erhöhung der Abgaben auf Auslandsvermögen zu prüfen. Auf der anderen Seite gelang es der Regierung jedoch, an der angestrebten Verringerung der Bruttoumsatzsteuer festzuhalten.
Der Haushalt 2019, den die Regierung am kommenden Montag beim Kongress einreichen wird, sieht empfindliche Kürzungen von insgesamt 400 Milliarden Pesos vor. Ein Viertel davon (100 Milliarden) soll bei den Gliedstaaten eingespart werden. Neu war in diesem Jahr, dass die Regierung versuchte, die Verwaltungschefs der Provinzen mit ins Boot zu holen, bevor der Kongress über den Haushalt debattiert.
Die Regierung informierte die Gouverneure darüber, dass sie für das kommende Jahr mit einem Dollar zum Kurs von 1:42 zum Peso rechne sowie eine 23-prozentige Inflationsrate und ein 0-prozentiges Wirtschaftswachstum erwarte. Finanzminister Dujovne sprach von einem „negativen Wachstum“, das 2019 zu erwarten sei.
Argentinien
Die Woche in Argentinien
Vorbild Argentinien
Argentinien soll Vorbild bei die Auffindung und Vermittlung zwangsadoptierter Kinder für Deutschland werden. Dies regte Stephan Harbarth, der Vizevorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, am Dienstag in Berlin an. Er nahm dabei Bezug auf die Kommission zum Recht auf Identität (Conadi) in Buenos Aires, die beim argentinischen Justizministerium angesiedelt ist. Sie wurde 1992 auf Betreiben der Menschenrechtsorganisation Großmütter der Plaza de Mayo (Abuelas) ins Leben gerufen. Bislang konnten 128 Identitäten von Kindern ermordeter Gegner der Militärdiktatur geklärt werden. Harbarth sprach von „beeindruckender Arbeit“. Die CDU/CSU-Fraktion strebt eine Vermittlungsstelle an, in der zwangsadoptierte DDR-Kinder sowie ihre leiblichen Eltern Beratung und Hilfe finden - und möglichst auch zueinander finden. In der DDR wurden Eltern Kinder unter anderem aus politischen Gründen entzogen und in andere Familien vermittelt. In Argentinien wurden während der Militärdiktatur viele Oppositionelle entführt, getötet und ihre Kinder von fremden, meist regimenahen Familien adoptiert.
Erfolg für „Cambiemos“
Erfolg für das Regierungsbündnis „Cambiemos“: Bei den Bürgermeisterwahlen in Marcos Juárez in der Provinz Córdoba gelang Pedro Dellarossa, dem Kandidaten der Macri-Allianz, die Wiederwahl. Der Amtsinhaber kam auf 52,4 Prozent der Stimmen und erzielte so rund 15 Prozentpunkte mehr als sein Herausforderer Eduardo Foresi, der zum Lager des peronistischen Gouverneurs Juan Schiaretti gehört. Die beiden weiteren Bewerber, Gustavo Tuesca (Kirchner-Lager) und Juan Carlos Petta von der sozial orientierten Partei PAIS, blieben mit 3,1 bzw. 2,8 Prozent unter ferner liefen. Der Wahlkampf in der 25.000 Einwohner zählenden Provinzstadt hatte für das Regierungslager auch symbolische Bedeutung. Denn hier kam 2014 erstmals ein Bündnis von Macris Pro-Partei und der Radikalen Bürger Union (UCR) zustande, woraus sich dann „Cambiemos“ entwickelte. Bundespolitiker wie Kabinettschef Marcos Peña und Innenminister Rogelio Frigerio hatten Dellarossa vor Ort unterstützt.
Todesfälle im Verkehr
In der Hauptstadt sterben durchschnittlich pro Woche fast drei Menschen durch Verkehrsunfälle. Dies geht aus einem Bericht der städtischen Verkehrsüberwachung für das Jahr 2017 hervor. Besonders betroffen sind Motorradfahrer, von denen 56 tödlich verunglückten. Misst man dies an der Gesamtzahl von 140 Unfällen mit Todesfolge, ergibt sich ein prozentualer Anteil von 39,3 Prozent. In 48 Fällen kamen Fußgänger ums Leben, was einem Anteil von 34,3 Prozent entspricht. Bei Autoinsassen waren 25 Todesfälle zu beklagen (18,6 Prozent). Des Weiteren starben vier Fahrradfahrer (2,9 %) und sowie eine Person, die sich in einem öffentlichen Verkehrsmittel befand, im Straßenverkehr von Buenos Aires. Insgesamt scheint es auf den Straßen der Hauptstadt ruppiger und gefährlicher geworden zu sein. Vergleicht man die Werte von 2016, als 70 Menschen im Verkehr starben, und 2017 miteinander, so ergibt sich eine Verdoppelung der Todesfälle.
Verna hört auf
Carlos Verna wird sich nicht um seine Wiederwahl als Gouverneur der Provinz La Pampa bemühen. Dies teilte der Politiker der Peronistischen Partei (PJ) vor wenigen Tagen mit. Als Grund nannte der 72-Jährige eine Krebserkrankung, die an der Prostata begann und sich zuletzt auch auf die Knochen ausdehnte. Um sich einer Behandlung zu unterziehen, hat Verna sich vom Dienst beurlauben lassen. Die Verwaltung der Provinz wird währenddessen Vernas bisheriger Vize Mariano Fernández leiten. 2019 wird Verna nicht noch einmal kandidieren. Der Politiker war bereits von 2003 bis 2007 Gouverneur von La Pampa. Einen Posten, den er 2015 zum zweiten Mal antrat.
Schmiergeld für die „Madres“?
Der Korruptionsskandal, der durch die Fahrtenbuchkopien des Chauffeurs Oscar Centeno ausgelöst wurde, zieht immer weitere Kreise. Möglicherweise ging ein Teil der eingetriebenen Schmiergelder an das Sozialwohnungsbauprojekt „Sueños compartidos“ der Menschenrechtsorganisation Mütter der Plaza de Mayo (Madres). Dies jedenfalls ergibt sich aus der Aussage des Finanzdienstleisters Ernesto Clarens bei der Vernehmung durch Richter Claudio Bonadio, über die die Zeitung „Clarín“ unter Berufung auf nicht näher bezeichnete Justizquellen berichtete. Dabei habe der Finanzier dem Richter eine Liste mit den Namen von 86 Unternehmen ausgehändigt, die ihm insgesamt 60 Millionen Pesos an Bestechungsgeldern gezahlt hätten. 30 Millionen davon seien für das Wohnungsprogramm der „Madres“ bestimmt gewesen, das bis 2011 von Sergio Schoklender geleitet wurde, weitere 70 Millionen Pesos für die Baufirma „Gotti“, so Clarens. Er selber sei für Eintreibung und Verteilung der Gelder zuständig gewesen. Er gab zu Protokoll, dass er die Anweisungen nicht direkt von Néstor oder Cristina Kirchner erhalten habe, sondern durch den Bauunternehmer Lázaro Báez sowie durch José López, den einstigen Staatssekretär für öffentliche Bauten. Beide befinden sich derzeit in Haft. (AT/mc)
Meinung
Der Oberste Gerichtshof
Von Juan E. Alemann
Völlig unerwartet ist Ricardo Lorenzetti als Vorsitzender des Obersten Gerichtshofes nach 11 Jahren Amtszeit zurückgetreten und wurde durch Carlos Rosenkrantz ersetzt, der am 1. Oktober antritt. Dies wurde von vier der fünf Mitglieder beschlossen, die ihren Präsidenten wählen. Nur Juan Carlos Maqueda, der von Duhalde ernannt wurde, aber im Sinn der Kirchners urteilte, stimmte dagegen.
Es handelt sich um einen großen Triumph für Präsident Mauricio Macri, der diesen hervorragenden Juristen, der vorher Rektor der angesehenen Universität San Andrés war, 2016 vorgeschlagen hatte. Sofort haben Kirchneristen und extrem linke Politiker beanstandet, dass er als Anwalt Großunternehmen verteidigt habe. Das ist jedoch kein Verbrechen und bezeugt nur, dass er als hervorragender Jurist betrachtet wurde. In der Tat gibt es keinen ethischen Makel in seinem Curriculum. Die Qualität des Obersten Gerichtshofes ist eine Stufe gestiegen. Rosenkrantz ist Sohn eines jüdischen Vaters und einer katholischen Mutter, was auch bezeugt, dass es unter der Macri-Regierung keine Vorurteile in dieser Beziehung gibt.
Lorenzetti wurde seinerzeit von Néstor Kirchner ernannt. Er war ein wenig bekannter Anwalt aus Rafaela, einem Dorf der Provinz Santa Fé. Bei der Verfassungsreform von 1994, die in der Stadt Santa Fé erfolgte, war er als Berater von Cristina Kirchner tätig, die damals als Senatorin auch dabei war. Die enge Beziehung zu den Kirchners erscheint jetzt, im Lichte der phänomenalen Korruption ihrer Regierung, gewiss nicht als eine gute Note. Er wurde von Lilita Carrió beschuldigt, an krummen Geschäften beteiligt zu sein, und es besteht auch eine Klage vor Gericht in diesem Sinn, die jedoch nicht vorangekommen ist.
Néstor Kirchner hat beim Obersten Gerichtshof zunächst die Richter brutal abgesetzt, die sich weigerten, seinen Befehlen zu gehorchen, was sich an erster Stelle auf die Annullierung der Gesetze über Gehorsamspflicht und Endpunkt bezieht, die 1987 unter der Regierung von Raúl Alfonsín erlassen wurden und den Prozessen gegen die Militärs ein Ende setzten. Die Gesetze waren schon vor Gericht beanstandet worden, wurden dann jedoch vom Obersten Gerichtshof bestätigt, womit sie volle Geltung haben und nicht annulliert werden können, unabhängig davon, ob man mit ihnen einverstanden ist oder nicht. Die Richter Eduardo Moliné O‘Connor und Antonio Boggiano, die sich weigerten, die Verfassung zu verletzen, wurden wegen bestimmten Urteilen abgesetzt, die korrekt waren aber nicht der Meinung von Kirchner entsprachen, obwohl dies nicht als Grund angesehen werden kann. Ein weiterer Richter, Adolfo Vazquez, wurde mit Todesdrohungen zum Rücktritt gezwungen. Néstor Kirchner schreckte nicht vor Mafia-Methoden zurück. Lorenzetti, der dann einen der freien Posten besetzte, fügte sich stillschweigend den Weisungen des Präsidenten, was die Verfassung verbietet und ihm als Richter gewiss kein gutes Zeugnis ausstellt.
Für die Regierungskoalition Cambiemos ist eine unabhängige, nicht politisierte und nicht korrupte Justiz ein zentrales Thema. Präsident Macri hat sich stets in diesem Sinn geäußert, seine Alliierte Lilita Carrió macht daraus ein zentrales Thema, und die radikale Bürgerunion, die UCR, hat in ihrem über hundertjährigen Bestehen stets die volle Achtung der Rechtsordnung, ohne politische Einmischung, in den Vordergrund gestellt. Gewiss kommen auch Themen auf den Obersten Gerichtshof zu, bei denen es um eine politische Stellungnahme geht. Doch auch dann sollte es keinen Konflikt mit einer Regierung wie der von Macri geben, die prinzipiell die volle Geltung der Verfassung betont.
Meinung
Im Blickfeld: Was nun, Herr Maaßen?
Von Jörg Blank
Es sind Tage der Entscheidung für Hans-Georg Maaßen. Seit der selbstbewusste Verfassungsschutzpräsident öffentlich die Authentizität eines Videos in Zweifel gezogen hat, das am 26. August unter dem Pseudonym „Antifa Zeckenbiss“ mit dem Stichwort „Menschenjagd“ getwittert wurde, geht ein Sturm der Entrüstung über den Rheinländer hinweg. Hält sein Dienstherr, Innenminister Horst Seehofer (CSU), am obersten Verfassungsschützer der Republik fest? Kritiker aus der Opposition stellen seit Tagen infrage, ob Maaßen überhaupt noch geeignet sei, die Verfassung zu schützen. Auch die SPD und Teile der Union verlangen Belege für Maaßens Zweifel.
Klare Worte hat der Präsident des Bundesamts für Verfassungsschutz (BfV) nie gescheut, seit er 2012 das Amt in einem recht desolaten Zustand übernommen hatte. Wegen der Vernichtung von Akten mit Bezug zu den Ermittlungen in der rechtsextremen NSU-Mordserie war der Ruf der Behörde ziemlich ramponiert.
Dass er allerdings seit der Hochphase der Flüchtlingskrise 2015 immer wieder auch öffentlich Kritik an der Migrationspolitik von Kanzlerin Angela Merkel (CDU) durchblicken ließ, hat ihm in der Regierungszentrale nicht unbedingt Freunde gemacht. Aber Maaßen konnte sich halten - und dürfte sich in der neuen Regierung mit einem CSU-Innenminister Horst Seehofer mit seinen Sicherheitsbedenken wegen der Migrationspolitik Merkels ziemlich gut wiedergefunden haben.
Doch nun ist die Situation anders. Die Stimmung im Land ist aufgewühlt und gereizt. Im sächsischen Chemnitz und in Köthen in Sachsen-Anhalt skandieren fremdenfeindliche und rechtsextremistische Demonstranten teils Nazi-Sprüche. Und ausgerechnet in diesen Zeiten sorgt der wichtigste Verfassungsschützer mit öffentlichen Äußerungen mehr für Verwirrung, als dass er zur Deeskalation beiträgt, lautet die Hauptkritik an dem 55 Jahre alten Rheinländer.
Viel wird für den BfV-Präsidenten nun davon abhängen, wie dieser Mittwochnachmittag verläuft. Maaßen muss sich erst im geheim tagenden Bundestagsgremium zur Kontrolle der Geheimdienste (PKGr) erklären. Am frühen Abend gibt es eine Sondersitzung des Innenausschusses zum Thema. Danach wird sich wohl zeigen, ob Maaßen die Vertreter von Union und SPD überzeugen konnte, dass er noch der richtige Mann auf dem Präsidentenposten im BfV ist.
Gut möglich, dass sich Maaßen über noch mehr ungewollten Beifall von Rechtsaußen ärgern muss: Die AfD dürfte ihn in Schutz nehmen, sie könnte den BfV-Chef als Kronzeugen angeblicher Falschberichterstattung in den Medien benutzen. Für viel Wirbel hatten in den vergangenen Wochen schon Treffen etwa mit AfD-Fraktionschef Alexander Gauland gesorgt. Maaßen führt zwar regelmäßig Gespräche mit Abgeordneten aller Fraktionen, etwa mit Vertretern der Linkspartei. Doch die Entrüstung über die AfD-Gespräche war derart groß, dass er sich genötigt sah, verbreiten zu lassen, er hege „keinerlei politische Sympathie für die AfD“.
Für nicht unwahrscheinlich wird gehalten, dass zwar auch die Vertreter von CDU und CSU am Mittwoch Maaßens Äußerungen scharf kritisieren. Dass sie sich aber für einen Rücktritt oder einen Rauswurf des Verfassungsschutzchefs aussprechen, gilt eher als unwahrscheinlich. Gerade die CSU, so wird vermutet, dürfte sich recht klar auf Maaßens Seite schlagen.
Von Innenexperten ist zudem zu hören, der Mann sei eigentlich eine gute Wahl auf dem Posten - auch wenn ihm manche ein Ego-Problem unterstellen. Ein Behördenchef wie Maaßen solle sich nicht in die Politik einmischen, wird kritisiert. Gerade das habe er aber getan, als er sich wie zuvor Sachsens Ministerpräsident Michael Kretschmer (CDU) mit Zweifeln an „Hetzjagden“ in Chemnitz gegen Merkel und ihren Regierungssprecher Steffen Seibert stellte. Beide hatten solche Vorgänge nach den teils gewalttätigen Vorgängen in Chemnitz beklagt.
Bleibt auch noch die Frage, ob sich die SPD mit Maaßens Stellungnahme zufrieden gibt. Denn wenn Seehofer an Maaßen festhalten will, dürften alle Rufe nach Rücktritt wenig ausrichten. Den Sozialdemokraten bliebe neben aller Kritik nur, von Merkel zu verlangen, bei Seehofer auf die Entlassung des obersten Verfassungsschützers zu dringen. Die Kanzlerin könnte dann von ihrer Richtlinienkompetenz Gebrauch machen und Seehofer zur Entlassung Maaßens zwingen.
Zur Verteidigungslinie Maaßens sind bislang nur Grundzüge bekannt. Sein am Montag ans Innenministerium und das Kanzleramt abgeliefertes fünfseitiges Erklärungsschreiben wird in der Regierung fast wie ein Staatsgeheimnis behandelt. Zugleich wird signalisiert, dass die vom „Spiegel“ und der „Süddeutschen Zeitung“ veröffentlichte Stoßrichtung richtig liege: Maaßen erklärte demnach, das von ihm angezweifelte Video sei nicht gefälscht. Er sei hier falsch verstanden worden.
Als Lesart von Maaßens Stellungnahme gilt: Der BfV-Präsident rudere zurück. Inhaltlich tut er das aber nicht wirklich - er erklärt seine Äußerungen lediglich. Gut möglich, dass der Geheimdienstmann über die Deutung dennoch nicht ganz unzufrieden ist - ein wenig Demut könnte dabei helfen, im Amt zu bleiben.
In der Union und in Sicherheitskreisen werden ein paar Gründe genannt, warum Maaßen wohl mit einem blauen Auge davonkommen könnte: Der BfV-Chef mache ja grundsätzlich gute Arbeit. Außerdem könne eine Entlassung nur noch weiter für Unruhe sorgen und der AfD weiteres Wasser auf ihre Mühlen leiten. Maaßen spreche zudem aus, was viele Menschen dächten.
Meinung
Randglossen
Die Schatzsuche hat begonnen. Nachdem Ernesto Clarens, der Finanzgeschäfte im Auftrag der Kirchners vollzog, erklärt hat, dass die hohen Beträge in Bardollar, die nach Santa Cruz befördert worden sind, nicht ins Ausland überwiesen wurden, besteht jetzt die feste Überzeugung, dass sie irgendwo in dieser Provinz versteckt wurden. Drei Zeugen haben auf den gleichen Ort in einem Landgut von Lázaro Báez, in der Nähe der Residenz von Cristina K in Calafate, hingewiesen, wo sofort Grabungen und auch die Suche mit einem Geo-Radar eingeleitet wurde. Wer konkrete Angaben gibt, soll eine Belohnung von 10 Prozent des Fundes erhalten. Vielleicht gibt auch Lázaro Báez oder sonst Jemand genaue Angaben, eventuell gegen eine Verkürzung seiner Haft. Am besten wäre es, man würde Cristina diese Möglichkeit geben. Denn sie weiß bestimmt gut Bescheid.
Das Attentat auf den brasilianischen Präsidentschaftskandidaten Jair Bolsonaro hat eine eigenartige politische Lage geschaffen. Er befindet sich im Hospital und wird es bis zu den Wahlen vom Oktober voraussichtlich nicht verlassen, und wenn, dann ohne die Anstrengung, die eine Wahlkampagne erfordert. Aber er verbleibt dennoch als Kandidat, und das Wahldatum bleibt unverändert. Auf der anderen Seite hat das Attentat Bolsonaro landesweit bekannt gemacht, auch dort, wo er bisher ignoriert wurde. Das wirkt politisch eventuell mehr als eine Wahlkampagne, und bringt viele Stimmen, von Menschen die damit ihre Solidarität und ihre Ablehnung der Gewalt bezeugen, oder sich dann für ihn interessieren. Somit könnte Bolsonaro, der eine Art brasilianischer Trump ist, schließlich die notwendigen Stimmen erhalten, um Präsident zu werden. Die Geschichte begeht oft sonderbare Wege.
Was wird dem armen Hans-Georg Maaßen nicht alles unterstellt? Er soll unter Geltungssucht leiden und den Neonazis in die Hände spielen. Auf den ersten Blick bekommt man diesen Eindruck und der Effekt von Maaßens Verharmlosung der rechtsradikalen Ausschreitungen in Chemnitz dürfte auch nachhaltig sein. Aber die Äußerungen des Verfassungsschutzpräsidenten sind im Grunde genommen nur eine krude Art der Vorwärtsverteidigung. Wenn sich binnen kürzester Zeit mehrere Hundert gewaltbereite Neonazis in Chemnitz treffen können, dann hat der Verfassungsschutz seinen Job nicht gemacht.
Wirtschaft
Automechanika
Vom 11. bis 16. September findet die Automechanika auf dem Frankfurter Messegelände statt. Zu diesem, alle zwei Jahre stattfindenden, Mega-Event treffen sich mehr als 4.600 Aussteller auf der weltweit größten Fachmesse für die Automobilindustrie.
Die Automechanika präsentiert ein einzigartiges Produktangebot in den Bereichen Werkstatt- und Tankstellenausstattung, Automobilersatzteile, Tuning, Informationstechnologie und Fahrzeugwäsche. All dies fördert die Kommunikation zwischen den verschiedenen Sektoren der Branche, das Geschäftsgebaren und die Festlegung von Tagesordnungen, die es Unternehmen ermöglichen, ihre Exportlandschaft zu bereichern. Der argentinische Gemeinschaftsstand zeichnet sich durch seine sorgfältige Gestaltung sowie ein imposantes, verziertes Logo unserer Ländermarke aus. Der Stand hat eine Fläche von 322 qm auf der die anwesenden 24 Landesgesellschaften vertreten sind.
Die anwesenden argentinischen Unternehmen sind im Wesentlichen KMU, die sich auf das breite Spektrum der Autoteile konzentrieren und sich auf den Sekundärmarkt für die Automobilindustrie spezialisiert haben. Zu den argentinischen Unternehmen der Automobilzulieferer-Branche gehören Juntas Pampa, Fallone, Bujías Herscher und Pistones Persan. Außerhalb des Gemeinschaftsstands, waren sechs weitere Automobilzulieferer auf der Messe vertreten, darunter Taranto, Retov und Convem.
Auf institutioneller Ebene ist der Besuch von Vertretern der Argentinischen Vereinigung der Komponentenfabriken (AFAC), der argentinischen Zulieferer Unternehmensverband PROA und der Indexportmesse Frankfurt besonders hervorzuheben.
Der argentinische Botschafter in Deutschland, Edgardo Malaroda, reiste nach Frankfurt, um den argentinischen Gemeinschaftsstand zu besuchen, unsere Geschäftsleute zu unterstützen und die Botschaft sowie die Konsulate in Bonn, Hamburg, das Generalkonsulat sowie das Argentinische Förderzentrum in Frankfurt den Unternehmen zur Verfügung zu stellen. Die Geschäftsleute bekundeten ihr Interesse daran, Kunden zurückzugewinnen und neue Kontakte auf dem boomenden, deutschen und europäischen Markt zu knüpfen. Des Weiteren bedankten sie sich bei der Argentinischen Agentur für Investitionen und internationalen Handel und bei dem argentinischen Außenministerium.
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 39,08, gegen $ 39,29 in der Vorwoche. Die ZB hat letzte Woche nur u$s 70 Mio. am Montag und Dienstag, aber gar nichts am Freitag der Vorwoche und am Mittwoch dieser Woche am Markt verkauft. Die ZB-Reserven lagen am Mittwoch bei u$s 50,61 Mrd., gegen u$s 51,02 Mrd. eine Woche zuvor. Der Rofex-Terminkurs lag zum 30.8.2019 bei $ 55, was einen Jahreszinssatz von 47,32% zum Ausdruck bringt.
***
Der Merval-Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Mittwoch eine Zunahme von 3,39%, liegt dabei jedoch um 1,07% unter Ende Dezember 2017.
***
Die Staatsbonds weisen in einer Woche zum Mittwoch eine allgemeine Erholung auf. Die Entwicklung war im Einzelnen wie folgt: Argentina 2019: +0,56%, Argentina 2021: +3,13%; Argentina 2026, +3,11%, Argentina 2046: +3,97%; Bonar 2024: +1,04%.
***
Gold wurde am Mittwoch in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 840,55 pro Gramm gehandelt (Vorwoche: $ 864,63) und bei 24 Karat zu $ 1.384,21 ($ 1.423,89).
***
Die Geldmenge, gemessen als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 10.9.18 um 52,97%, und das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das sich auf Zahlungsmittel im weiteren Sinn bezieht, nahm um 35,23% zu.
***
Die gesamten Pesodepositen der Banken stiegen in 12 Monaten zum 10.9.18 um 50,58% auf $ 2,58 Bio., und die gesamten Pesokredite nahmen um 39,86% auf $ 1,66 Bio. zu. Die Dollardepositen nahmen in dieser Periode um 4,05% auf u$s 31,37 Mrd. ab, aber die Dollarkredite stiegen um 14,89% auf u$s 16,52 Mrd.
***
Am Mittwoch hat das Schatz- und Finanzministerium Schatzscheine (Letes) in Pesos und in Dollar für umgerechnet insgesamt u$s 1,87 Mrd. untergebracht, die fast 80% der Amortisation bestehender Staatstitel decken, die u$s 2,4 Mrd. ausmachte. Die Schatzscheine in Dollar auf 196 Tage wurden zu 7% verzinst, und die Titel in Pesos auf 105 und 196 Tage zu 54,7% und 50%. Im März lag der Zinssatz für Letes in Dollar bei 3,1% und in Pesos bei 25,5%.
***
Die argentinischen Staatstitel, die in New York kotieren, stiegen letzte Woche, so dass die Rate des Landesrisikos am Mittwoch bei 699 Basispunkten schloss, 5,6% unter dem Höchstand, der einige Tage vorher erreicht worden war.
***
Gemäss den Aussagen vor Gericht des Kirchner-Finanzmannes Ernesto Clarens sind sämtliche sechs Konzerne, die die Zuteilung für den Bau und die Betreibung von Autobahnen und Strassen im Rahmen des PPP-Systems der öffentlich-privaten Zuammenarbeit erhalten haben, von der Kirchner-Korruption betroffen, weil Unternehmen beteiligt sind, deren Inhaber Schmiergelder gezahlt haben. Das hat dazu geführt, dass die ausländischen Banken, die die Finanzierung bereitgestellt hatten, jetzt diese Kredite gesperrt haben, wegen des potentiellen Risikos, das sie dabei gemäss US-Normen eingehen. Die US-Banken dürfen keine Kredite an Personen oder Unternehmen vergeben, die mit der Finanzierung des Terrorismus, des Drogenhandels und der Korruption irgendwie in Verbindung stehen. Wie das Problem gelöst wird, weiss man noch nicht. Aber der gute Wille besteht von Seiten der US-Regierung, wie es Präsident Trump in der Vorwoche Präsident Macri telefonisch versicherte.
***
Der Internationale Währungsfonds hat eine Mission unter Leitung von Roberto Cardarelli nach Argentinien entsandt, damit sie die Einzelheiten der Änderung des Abkommens mit Argentinien mit den zuständigen Beamten ausarbeiten. Zu diesem Zweck haben sie schon Gespräche mit Schatzsekretär Rodrigo Pena und dem Sekretär für Wirtschaftspolitik Guido Sandleris eingeleitet. Am Mittwoch hatte Präsident Mauricio Macri ein telefonisches Gespräch mit Bundeskanzlerin Angela Merkel, die ihm ihre Unterstützung beteuerte.
***
Die Auslastung der Kapazität der Industrie lag im Juli bei 60,1%, berichtet das INDEC. Im Juni waren es noch 61,8%, im Mai 65,1% und im April 67,6%. Die Kapazitätsauslastung liegt jetzt auf dem gleichen Stand wie im Februar 2017. Der Koeffizient war jedoch bei den einzelnen Branchen sehr unterschiedlich, mit 86,3% bei Stahl und Aluminium, 73,8% bei Papier und Pappe, 73% bei Zigaretten u.a. Tabakwaren, 71,4% bei nicht metallischen Erzen, 66,2% bei Erdölraffinerien, 58,9% bei Nahrungsmitteln und Getränken, 58,9% bei Druckereien und Verlagen, 54,3% bei Kautschuk und Kunststoffen, 53,5% bei Textilien, 51,3% bei Metallmechanik, 40,8% bei Chemie und 48,1% bei Kfz.
***
Der Construya-Index, den die Fabrikanten von Baumaterialien (Zement, Ziegelsteine, Rundeisen, Keramikfliesen, Aluminiumfenster, Farben u.a. Produkte) auf Grund ihrer Lieferungen berechnen, lag im August im 12% unter dem Vorjahr.
***
Die Regierung hat eine neue Ausschreibung für die Errichtung und Betreibung von Kraftwerken eingeleitet, die auf erneuerbaren Energien beruhen, vornehmlich Windkraftwerke, Solaranlage und kleine Wasserkraftwerke. Es sollen jetzt insgesamt 400 MW sein. Die Lastenhefte werden im Oktober verfügbar sein, die Offerten werden bis März 2019 eingereicht, und die Zuteilung erfolgt im Juli 2019. Es soll sich um viele kleinere Kraftwerke handeln, von etwa 60 MW die sich vornehmlich auf die Nordprovinzen verteilen.
***
Die Regierung hat das Programm der “gepflegten Preise” verlängert und erweitert, so dass die Zahl der Lebensmittel, die in Supermärkten zu Preisen angeboten werden, die weit unter den normalen liegen, erhöht wird, und in bestimmten Fällen der Unterschied zum Normalpreis zunimmt. Jetzt sind es 550 Produkte, von denen 127 Grundnahrungsmittel sind, die jetzt aufgenommen wurden. Das Abkommen gilt bis zum 6. Januar 2019. Produktionsminister Dante Sica erklärte, die Preise seien bis zu 3% erhöht worden, und versicherte, dass die Kontrolle verstärkt werde, um zu verhindern, dass diese Produkte nur in geringen Mengen angeboten werden (die sich sofort erschöpfen) oder nur zum Teil, oder an wenig sichtbaren Orten aufgestellt werden.
***
Bei der Verringerung des primären Defizits der Staatsfinanzen für 2019, von 1,3% des Bruttoinlandsproduktes auf Null, tragen die neuen Exportzölle mit rund einem Prozentpunkt bei. Weitere 0,3 Punkte entfallen auf die Verschiebung auf 2020 der Verringerung der Unternehmerbeiträge für das Pensionierungssystem. Doch im Wesen hängt die Erfüllung des Zieles von zwei Umständen ab: die Überwindung der Rezession, ohne die die Steuereinnahmen real sinken, und der Fortschritt bei der Erfassung von Bereichen mit besonders hoher Hinterziehung. Bei der Rinderwirtschaft wurde schon ein bedeutender Erfolg erzielt. Jetzt kommen die Schweinewirtschaft u.a. Bereiche hinzu, aber vor allem die Kontrolle des Einzelhandels, dem jetzt verboten wird, nur Barzahlung anzunehmen oder bei dieser einen niedrigeren Preis zu verfügen, und auch die Beurteilung des individuellen Einkommens auf Grund der Ausgaben über Zahl- und Kreditkarten. Die Kürzung der Staatsausgaben ist gering, und wird durch höhere Sozialausgaben ausgeglichen.
***
Handelssekretär Miguel Braun erklärte, in den ersten 7 Monaten 2018 lagen die Exporte bei Bereinigung der Dürrewirkung um 14% über dem Vorjahr. Für 2019 erwartet er, dass die Handelsbilanz wieder einen Überschuss abwirft, nach einem negativen Saldo von über u$s 5 Mrd. in diesem Jahr. Braun wies darauf hin, das viel Kleinarbeit in diesem Sinn geleistet werde, und die BICE-Bank auch mehr Exportfinanzierung bereitstelle.
***
Der Unternehmer Enrique Pescarmona, der die Fabrik der Firma IMPSA für die Erzeugung von Turbinen für Wasserkraftwerke in Mendoza von Null auf aufgebaut hat, und Turbinen für Yacyretá u.a. Wasserkraftwerke in Argentinien u.a. Ländern geliefert hat, die bis heute gut funktionieren, erklärte, er sei von den Kirchners verfolgt worden, wobei Planungsminisrer DeVido auch einen Teil der Firma als Geschenk haben wollte. Bei den zwei Wasserkraftwerken in Santa Cruz, Condor Cliff und Barrancosa, wurde die Offerten von IMPSA nicht berücksichtigt, wobei die Zuteilung an ein chinesisches Unternehmen, zusammen mit Electroingeniería (vom K-Unternehmer Gerardo Ferreyra) erfolgte. Die Förderung der lokalen Industrie, die die Kirchers predigten, wurde bei Seite gelassen. IMPSA geriet dabei in finanzielle Schwierigkeiten, bei denen ihr die Regierung in keiner Weise half, und Enrique Pescarmona verlor die Kontrolle. Er gab zu, Néstor Kirchner bezahlt zu haben, damit er Hugo Chávez veranlasse, die Zahlung für den Bau des Wasserkraftwerkes Macagua I, in Venezuela, zu vollziehen, das IMPSA gebaut hatte.
***
Der Bau der zwei großen Wasserkraftwerke in Santa Cruz, Condor Cliff und Barrancosa (ehemals Jorge Cepernic und Néstor Kirchner), kommt nicht in Gang, obwohl die Zuteilung an den Konzern, der aus der chinesischen Gezhouba, der argentinischen Electroingeniería u.a. Firmen besteht, schon unter der vorangehenden Regierung erfolgte. Electroingeniería gehört Gerardo Ferreira, der in seiner Jugend Montonero-Terrorist war, und als solcher im Zuchthaus Freundschaft mit dem Präsidialsekretär der Kirchners, Zanini, aufnahm, der ihm bei der Zuteilung öffentlicher Bauten half. Ferreira hat vor Gericht ausgesagt und kein Schmiergeld zugegeben, aber der Handelsdirektor seiner Firma, Jorge Neira, hat dies gestanden, und wurde als “mitwirkender Angeklagter” eingestuft, was seine Strafe vermindert. Die chinesische Firma will jetzt das Projekt ohne Electroingenierïa durchführen, was voraussetzt, dass dieses Unternehmen zurücktritt. Streng genommen müsste es dann eine neue Ausschreibung geben. Der Fall kommt der Regierung eigentlich gelegen, weil diese Kraftwerke zu den unwirtschaftlichsten Projekten für Wasserkraftwerke gehören, die in Frage kommen. Das Projekt Chihuidos, in Neuquén, bei dem es jetzt auch Schwierigkeiten gibt (die überwunden werden können) ist unverhältnismäßig besser. Die Kraftwerke in Santa Cruz haben sehr hohe Kosten pro KW Kapazität und auch pro KwSt. des gelieferten Stroms. Sie können jetzt entweder aufgegeben oder hinausgeschoben werden, was sich auch bei der Politik der Defizitverringerung auswirkt, da die Werke als Staatsausgaben gebucht werden, und der chinesische Kredit dann das zusätzliche Defizit finanziert.
***
Die Regierung wird nächste Woche bei einem Energieseminar in Houston, USA, den Erfolg bei der Ausbeutung des nicht konventionellen Erdöl- und Gaslagers Vaca Muerta, Provinz Neuquén, erläutern.Die Bohrungen wurden 2013 aufgenommen, und ab 2016 setzte ein Sprung bei der Förderung ein: in 12 Monaten zum Juli 2018 ist die Erdölförderung um 38,5% und die von Gas um ganze 192,7% gestiegen. Die Erdölproduktion beträgt jetzt schon 48.000 Barrel täglich und die von Gas 20 Mio. cbm täglich. Der Experte und ehemalige Energiesekretär Emilio Apud wies darauf hin, dass die Kosten für eine horizontale Bohrung, wie sie hier in ca. 3000 Meter Tiefe vollzogen wird, für 1.500 Meter in den letzten drei Jahren von u$s 17 Mio. auf u$s 8 Mio. zurückgegangen seien.
***
Die Regierung hat durch Verfügung des Kabinettschefs (Nr.1605, Amtsblatt vom 10.9.18) die Staatsausgaben um $ 40,54 Mrd. erhöht. Davon werden $ 18 Mrd. mit zusätzlicher Verschuldung und der Rest mit höheren Steuereinnahmen als vorgesehen gedeckt. Die Ausgaben für Zinsen der Staatsschuld sind infolge der Abwertung gestiegen. Ebenfalls wurde das Budget der Streitkräfte erhöht, um das Programm der Überwachung der Nordgrenze zu finanzieren.
***
Der Preis für Dieselöl wurde allgemein am Dienstag um 2% erhöht, nachdem der für Biodieselöl (das aus Sojaöl gewonnen und dem Dieselöl beigemischt wird) um 17,3% erhöht wurde.
***
Produktionsminister Dante Sica bestätigte, dass an einer Norm gearbeitet werde, die bestimmt, dass die Zahlung der Exportsteuer von $ 3 pro Dollar, die für industrielle Produkte gilt, im Fall von kleinen und mittleren Unternehmen (pymes) erst bei Zahlung des Exportes erfolgt (wobei bis zu 90 Tagen geduldet werden), und nicht zum Zeitpunkt der Durchführung des Exportes.
***
Lateinamerikanische Wirtschaft
Die russischen Unternehmen TMH International und United Waggon Company haben den Regierungen von Argentinien, Uruguay, Paraguay und Bolivien den Einsatz von Frachtzügen angeboten, wofür sie E 170 Mio. investieren wollen. Die erstgenannte Firma ist in Russland der größte Fabrikant von Lokomotiven u.a. Eisenbahnmaterial, und die zweitgenannte erzeugt Waggons. Es wurde nicht geklärt, ob es sich um eine finanzierte Lieferung oder um eine Investition handelt, bei der die Russen die Betreibung übernehmen.
***
Geschäftsnachrichten
Edelweiss
Bernd Bauer (Edelweiss, l.) und Luis Monreal (Lufthansa). (Foto: LH)
Ab dem 8. November dieses Jahres wird es einen Direktflug zwischen Zürich und Buenos Aires geben. Dies erläuterte Bernd Bauer, der Hauptgeschäftsführer der Fluglinie Edelweiss, die zur Lufthansa Corporation gehört, bei einer Pressekonferenz im Buenos-Aires-Stadtteil San Telmo. Anwesend war auch Luis Monreal, der Generaldirektor der Lufthansa für Argentinien, Bolivien, Chile, Paraguay und Uruguay. Der neue Flug ist als Zusatz zum Lufthansa Flug zwischen Frankfurt und Buenos Aires geplant, der momentan zu den zehn beliebtesten Flügen der Lufthansa Gruppe zählt und dessen Nachfrage im letzten Jahr um etwa 20% gestiegen ist. Geplant sind anfangs zwei Flüge pro Woche, montags und donnerstags, die den Flughafen Ezeiza um 12.45 Uhr verlassen und um 6.10 Uhr am nächsten Tag in Zürich ankommen sollen. So sollen jährlich etwa 26.000 Fluggäste transportiert werden. Zürich ist vor allem aufgrund seiner sehr zentralen Lage in Europa als Ziel ausgewählt worden. Es gibt Anschluss an viele Edelweiss- und Lufthansa-Flüge innerhalb Europas.
Mercado Libre
Dieses von Marcos Galperín gegründete und kontrollierte Unternehmen, das Handel über Internet betreibt und dabei sehr erfolgreich war (so dass Galperín zu den reichsten Personen Argentiniens gehört), hat die Firma Machinalis übernommen, ein 2009 gegründetes Technologieunternehmen von Córdoba, das über eine Belegschaft von 60 Fachleuten verfügt und Softwareprogramme entwickelt, die sich besonders auf sogenannte künstliche Intelligenz beziehen. Mercado Libre hatte schon 2016 die Firma Mango gekauft, die sich mit Online-Zahlungen befasst, und vorher die Firma Neosur.
Wirtschaftsübersicht
Eine Krise, die nicht hätte sein sollen und bald vorbei sein sollte
Von Juan E. Alemann
Mitten in der Rezession, in der sich die argentinische Wirtschaft jetzt befindet, wird dieser Zustand subjektiv als viel schlimmer empfunden, als er wirklich ist. Die zahlreichen Protestkundgebungen und die ständigen Kommentare, die Politiker, Journalisten und Wirtschafter im Fernsehen äußern, bei denen besonders die kritischen Aspekte der Lage hervorgehoben werden und auch viel Unfug verzapft wird, tragen zum Eindruck bei, dass diese Krise viel tiefer und umfassender ist, als es in Wirklichkeit der Fall ist. Halten wir zunächst fest, dass das Bruttoinlandsprodukt dieses Jahr um die 2% unter dem Vorjahr liegen wird, während der BIP-Rückgang in der tiefen Krise von 2001/02 insgesamt fast 20% betrug. Und auch bei anderen Rezessionen war der Rückgang viel höher, am meisten bei der tiefen Weltwirtschaftskrise der 30er Jahre des vorigen Jahrhunderts, an die sich heute in Argentinien kaum jemand erinnert. Wenn man die BIP-Abnahme jedoch nur auf das 2. Halbjahr 2018 bezieht, dann gelangt man wohl auf bis zu 5% (gegenüber der gleichen Vorjahresperiode), weil das 1. Halbjahr 2018 noch im Zeichen des Wachstums stand.
Die Rezession, die völlig unerwartet eintrat, als die Wirtschaft sich in einer Aufschwungphase befand, war die Folge einer Krise auf dem Devisenmarkt, die den Preis für den Dollar in weniger als drei Monaten verdoppelte. Als diese Entwicklung begann, schloss die Regierung ein Abkommen mit dem Internationalen Währungsfonds ab, der sehr großzügig war und insgesamt u$s 50 Mrd. bereitstellte, von denen u$s 15 Mrd. unmittelbar zur Verfügung standen, und die Hälfte davon zur Stützung des Wechselkurses eingesetzt werden sollte. Normalerweise hat allein die Ankündigung eines Abkommens mit dem IWF eine beruhigende Wirkung. Als 1995 die sogenannte “Tequila-Krise” eintrat, weil sie in Anlehnung an die vorangehende mexikanische erfolgte, hat das Abkommen mit dem IWF die Gemüter sofort beruhigt, und die Konjunktur ging wieder aufwärts. Dieses Mal war es anders. Die Finanzwelt hat die Lage viel kritischer beurteilt, als sie effektiv ist, und die Dollarnachfrage verblieb weiter ungewohnt hoch. Dies hat selbstverständlich die ganze Wirtschaft durcheinander gebracht, die Rezession vertieft und der Inflation einen kräftigen Impuls gegeben.
Was wurde falsch gemacht? Einmal hat die Art der Einflussnahme auf den Devisenmarkt, die der Fonds eingeführt hat, total versagt. Der IWF vertrat die These des frei schwankenden Marktes, mit einem mengenmäßig begrenzten Verkauf von Dollar. Das Grundkonzept war dabei falsch: Der Devisenmarkt muss in Argentinien reguliert werden, mit einem Höchstwert, bei dem die ZB so viele Dollar verkauft, wie der Mark beansprucht. Die Schwankungen müssen gering sein, und der Wechselkurs muss einmal real hoch sein (was er jetzt bei Weiten ist) und dann muss parallel zur internen Inflation abgewertet werden. Dann wissen Alle, woran sie sich zu halten haben. Doch von einem Wechselkurs von ca. $ 40 pro Dollar auszugehen, wie es der IWF angeblich will (so berichtet es der gut informierte Journalist Marcelo Bonelli in der Zeitung Clarín), ohne zuzulassen, dass dies zum Teil von der Inflation ausgeglichen wird, stellt eine phänomenale Änderung der relativen Preise dar, die kaum zu verkraften ist. Auch bei $ 30 wäre der Kurs bei den bestehenden Preisen real schon sehr hoch. Die Diskussion über den Gleichgewichtskurs hat erst begonnen.
Dabei ist es auch notwendig, den Käufern von Dollar für Sparzwecke Alternativen zu bieten, in Form von Staatspapieren in Dollar und auch durch höhere Zinsen bei Spardepositen in Dollar bei lokalen Banken. Dabei sollte es auch eine Weißwaschung für diese Dollaranlagen geben, die zum großen Teil schwarz sind und deshalb eine Tendenz haben, in Bardollar versteckt zu bleiben, oder auf Auslandskonten überwiesen zu werden. Die Regierungswirtschaftler scheinen immer noch nicht verstanden zu haben, dass Argentinien ein bimonetäres System hat, bei dem der Dollar eine wichtige Rolle als Wertmesser, als Sparmittel und auch direkt bei bestimmten Transaktionen einnimmt, wie bei Immobilien.
Doch darüber hinaus hatte das hohe Leistungsbilanzdefizit und auch die hohe Kapitalflucht einen langen dunklen Schatten auf die argentinische Wirtschaft geworfen. Der Fehlbetrag wurde ab Dezember 2015 mit Auslandskrediten gedeckt, die vornehmlich für die Finanzierung von Infrastrukturinvestitionen bestimmt waren. Aber man wusste (zumindest wir und viele andere wussten es), dass sich die Kreditgeber gelegentlich Gedanken über diese Lage machen würden. Die Krise auf dem Devisenmarkt und der Korruptionsskandal, der mit den Centeno-Heften und den zahlreichen reuigen ehemaligen Kirchnerbeamten und auch Unternehmern einen Höhepunkt erreicht hat, haben die internationale Finanzwelt erschrocken, was das Problem noch kritischer gemacht hat.
Die Regierung hatte das Zahlungsbilanzproblem auf die leichte Schulter genommen. Macri war und ist überzeugt, dass die Lösung in höheren Exporten besteht. Diese sind jedoch nicht gekommen, einmal wegen der schweren Dürre vom letzten Sommer, und dann, weil dies ein langwieriger Prozess ist. Inzwischen hätten eben Maßnahmen getroffen werden müssen, um Importe zu verringern, und auch die Kapitalflucht und die Auslandsreisen zu bremsen. Nichts dergleichen geschah. Hat die Regierungsmannschaft aus dieser Erfahrung gelernt? Es ist zu hoffen, dass dem so ist. Aber sicher ist es nicht.
Bei der neuen Verhandlung mit dem IWF, die letzte Woche eingeleitet wurde, geht es um zweierlei. Einmal soll die Auszahlung des zugesagten Kredites vorverlegt werden, so dass ein größerer Teil der u$s 50 Mrd. unmittelbar zur Verfügung steht. Mit diesem Betrag kann dann Kurspflege auf dem Devisenmarkt betrieben werden, und es können auch Amortisationen bestehender Kredite damit bezahlt werden. Zum zweiten handelt es sich jetzt darum, dass der Fonds den Gedanken eines frei schwankenden Wechselkurses aufgibt, und auf einen verwalteten Kurs übergeht, der der Wirtschaftswelt eine effektive Kalkulationsbasis bietet.
Das Zahlungsbilanzproblem hat sich als Folge des real hohen Wechselkurses zum großen Teil von selbst gelöst. Der Import und der Auslandstourismus sind stark zurückgegangen, und der Export wurde angespornt, weil die Rechnung jetzt bei vielen Produkten aufgeht, bei denen es bisher nicht der Fall war. Auch hat sich der bilaterale Kfz-Austausch mit Brasilien im August wieder weitgehend ausgeglichen. Und jetzt besteht für 2019 infolge der bevorstehenden Rekordernte von Getreide und Ölsaat und einer höheren Rindfleischproduktion die Aussicht auf wesentlich höhere Exporte. Hinzu kommt noch, dass die steigende Gasförderung (vor allem im Gebiet von Vaca Muerta) den Importbedarf dieses Produktes senkt.
Doch wenn die Konjunktur wieder aufwärts geht, dann nehmen die Importe wieder stark zu. Der Import steigt normalerweise aus strukturellen Gründen ohnehin stärker als das BIP. Und hier sollte vorbeugend gehandelt werden, um zu vermeiden, dass wieder mehr importiert wird, als die Wirtschaft verkraften kann. Einmal sollte der kompensierte Fahrzeughandel mit Brasilien eingehalten werden, mit etwa gleichen Import- und Exportwerten, dann sollte im Zollamt eine private Preiskontrolle eingeführt werden, um die übliche Unterfakturierung zu verhindern, und dann sollten in bestimmten Fällen Importkontingente eingeführt werden. All dies sollte jetzt schon ausgearbeitet werden.
Die große Welt will Argentinien helfen. Die Eingliederung in die Welt, die Macri konsequent vollzogen hat, trägt jetzt ihre Früchte. Dass US-Präsident Donald Trump seinen Freund Mauricio Macri angerufen hat, und nicht umgekehrt, besagt sehr viel. Für die Vereinigten Staaten stellt Argentinien ein wichtiger Partner dar, der für die gesamte Lateinamerikapolitik entscheidend ist, umso mehr jetzt, da Brasilien und Mexiko schwierige Situationen durchmachen und Venezuela zusammengebrochen ist. Wenn Argentinien die Krise schnell überwindet, und es dann wieder 2019 und in den folgenden Jahren aufwärts geht, was dann auch eine direkte Wirkung auf die Wahlen von 2019 hat, dann kann man erwarten, dass dies in ganz Lateinamerika eine positive Wirkung hat.
Es war letzte Woche die Rede von einem Kredit des US-Schatzamtes oder einer Erweiterung des IWF-Kredites. Für die Vereinigten Staaten und auch für die anderen Staaten, die wirtschaftliches und politisches Gewicht haben, ist der Betrag, um den es hier geht, bestimmt kein Problem. Ein Fortdauern der argentinischen Rezession, mit tieferen Krisenerscheinungen, wäre für die große Welt bestimmt teurer, als die Hilfe, um dies es jetzt geht. In den USA würde man sagen “peanuts”, also sinngemäß, gar nichts. Eventuell genügt es auch mit einer politischen Garantie für Bankkredite.
Allein der unmissverständlich bezeugte Wille von Trump, Argentinien nicht fallen zu lassen, hat eine direkte Wirkung auf die Wirtschaft. Der Finanzmarkt hat sofort entsprechend reagiert: Der Ansturm auf den Devisenmarkt hat schon am Freitag der Vorwoche, aufgehört, und der Dollarkurs ist ohne ZB-Verkäufe gefallen.
Macri muss jetzt die Gelegenheit zu nutzen wissen, indem er seinen Weg mit Energie und ohne populistische Konzessionen beschreitet. Die Krise, und der Schreck, den Unternehmer, Gewerkschafter und Politiker erfahren haben, muss von Macri genutzt werden, um harte Maßnahmen durchzusetzen, Lohnerhöhungen in Grenzen zu halten, auch wenn dabei ein Reallohnverlust hingenommen werden muss, und strukturelle Reformen durchzuführen, die in guten Zeiten politisch nicht möglich sind. Das bezieht sich an erster Stelle auf die Flexibilisierung der Arbeitsgesetzgebung.
Erinnern wir uns daran, dass Menem nach der Hyperinflationswelle von Anfang 1990, genau ein Jahr nach der Hyperinflation, die Alfonsín zum Rücktritt führte, die Privatisierung, die Deregulierung und die Staatsreform zügig vorantrieb, ohne politische Opposition in seinen eigenen Reihen. Das führte dann zu einem sofortigen starken BIP-Wachstum, von je 9% in den Jahren 1991 und 1992, bei gleichzeitiger Stabilisierung. Diese Erfahrung sollte sich Macri vor Augen halten. Gelegenheiten, wie die, die sich jetzt für Macri bietet, sind einmalig, Hoffentlich ist er sich dessen bewusst.
Wirtschaftsübersicht
Die Inflation ist stark gestiegen
Von Juan E. Alemann
Der Index der Konsumentenpreise des Statistischen Amtes (INDEC) verzeichnet im August einen Sprung von 3,9%, womit es in 8 Monaten 2018 schon 24,3% sind. Private Ökonomen hatten die Zunahme mit 4% bis 4,5% berechnet, wobei jetzt der Verdacht besteht, dass einige Zunahmen auf September verschoben wurden. Ohnehin besteht bei einer so starken Abwertung, wie sie eingetreten ist, besonders in Zeiten starker Rezession, eine ungleichmäßige Abwälzung auf die internen Preise, was die Indexberechnung erschwert. Ein und dasselbe Produkt wird dabei zunächst an verschiedenen Orten zu unterschiedlichen Preisen verkauft. Für September wird jetzt mit ca. 6% gerechnet, und für das ganze Jahr mit über 40%. Das ist eine starke Zunahme gegenüber den Vorjahren: 2017 waren es 24,8% und 2016 36,2%.
Von 2007 bis 2015 hat das INDEC den Index, auf Initiative des Handelssekretärs Guillermo Moreno, grob gefälscht. Die vom INDEC ausgewiesene Zunahme betrug 2007 8,5%, wobei private Berechnungen auf 16,4% gelangten, und in den folgenden Jahren war es ähnlich. Erst mit der Macri-Regierung hat das INDEC, geleitet vom Wirtschaftler Jorge Todesca, die traditionelle Berechnung wieder aufgenommen, so dass ab Mitte 2016 korrekte Zahlen veröffentlicht wurden. Moreno wollte dabei nicht nur eine politische Wirkung erreichen, sondern auch, dass die INDEC-Zahl bei den Lohnverhandlungen als Grundlage genommen werde, so dass die Lohnerhöhungen begrenzt und zu einer niedrigeren Inflationsrate beitragen würden. Beides ist ihm misslungen, weil die Fälschung brutal und somit total unglaubwürdig war. Eine kleine Mogelei wäre eventuell durchgekommen. Weltweit wird dieser Index durch bestimmte kleine Tricks etwas niedriger gehalten als er wirklich ist, und Argentinien wäre dabei nicht aus der Reihe gefallen. Es hätte genügt, wenn der Index auf der Grundlage eines veränderlichen Warenkorbs berechnet würde, bei dem Waren, die teurer werden und infolgedessen in geringeren Mengen konsumiert werden, mit einer geringeren Beteiligung am Warenkorb erscheinen. Der jetzt berechnete Index berücksichtigt dies nicht, so dass er eigentlich eine zu hohe Preiserhöhung zum Ausdruck bringt.
Der Preissprung vom August und September ist auf die Abwertung zurückzuführen, die sich erfahrungsgemäß bis zu 40% auf die internen Preise überträgt. Doch jetzt findet dieser Prozess schneller statt, und der Übertragungskoeffizient kann auch höher sein, weil der Preis für Erdöl und Gas weitgehend dollarisiert ist, und der Tarif für Strom dann auch entsprechend erhöht wird. Außerdem nimmt das dollarbedingte Verhalten allgemein ständig zu, und jetzt als Folge der Öffnung gegenüber der Welt, noch mehr. Im Jahr 2002, nach der brutalen Abwertung von $ 1 bis fast $ 2 und danach auf fast $ 3 zum Dollar, mit der die zehnjährige Stabilitätsperiode der sogenannten Konvertibilität zu Ende ging, stieg der Preisindex des INDEC im Jahresdurchschnitt nur um 40,9%, was vornehmlich auf die Einfrierung, in Pesos, der Tarife für öffentliche Dienste, die akute Rezession und den starken Rückgang des Reallohnes zurückzuführen war. Die Korrektur der Tarife musste dann Macri vollziehen, was auch ein Inflationsfaktor seiner Regierung war. Außerdem konnte die Geldschöpfung ab 2002 in Grenzen gehalten werden, weil sich der Staat ab Ende 2001 im Defaultzustand befand, so dass keine Zinsen und Amortisationen auf die Staatsschuld bezahlt wurden. Jetzt läuft hingegen all dies normal, was jedoch dazu geführt hat, dass die monetäre Basis, die die Geldschöpfung zum Ausdruck bringt, jetzt, ohne Unterbringung zusätzlicher Lebac-Wechsel der ZB, zu einem Jahresrhythmus von über 50% zunimmt, etwa doppelt so viel wie zur Zeit von Federico Sturzenegger als ZB-Präsident. Die Inflation wird jetzt auch von der monetären Seite angetrieben.
Die hohe Inflation hat zu einer starken Verringerung des Reallohnes geführt, besonders bei niedrigen Löhnen, wo der Anteil der Lebensmittel am Familienkonsum höher ist. Die brutale Abwertung hat sich direkt auf die Preise der Exportgüter übertragen, die jedoch gleichzeitig den Grundkonsum an Lebensmitteln darstellen. Der Weizenpreis ist dollarisiert, und das wirkt sich auf Mehl und dann auf Brot und Teigwaren aus, wobei hier jedoch nicht dollarisierte Kosten (Löhne u.a.) hinzukommen, die über der Hälfte der Gesamtkosten ausmachen. Ein analoges Phänomen tritt bei Sonnenblume und Speiseöl auf, bei Reis und auch bei Rindfleisch, Schweinefleisch, Geflügel und Fisch. Doch Obst und Gemüse sollten nicht direkt vom Dollar betroffen sein, und somit relativ billiger werden.
Die Regierung hat jetzt mit dem Internationalen Währungsfonds vereinbart, dass der Wechselkurs real hoch gehalten wird. Das bedeutet, dass die interne Inflation die Kurzzunahme der letzten Monate jetzt nicht voll ausgleichen soll, und dann der Kurs etwa im gleichen Ausmaß wie die interne Inflation angehoben wird.
Das bedeutet auch, dass der Reallohn unter dem Stand bleibt, den er vor dem Abwertungssprung hatte. Das ist nicht einfach zu erreichen, vor allem wenn gleichzeitig eine Abnahme der Inflationsrate angestrebt wird. Die Gefahr besteht dabei darin, dass der Wechselkurs wieder gegenüber der Inflation zurückbleibt, was ein Problem bei der Handelsbilanz schafft, weil dann wieder weniger exportiert und mehr importiert wird.
Das gesamtwirtschaftliche Gleichgewicht bedingt eine bedeutende Änderung der relativen Preise gegenüber denen, die bis Dezember 2015 bestanden. Öffentliche Dienste und Güter, die auch exportiert werden, werden dabei im Verhältnis zu anderen teurer, was zum großen Teil schon eingetreten ist und nicht mehr rückgängig gemacht werden sollte. Um das Bewusstsein zu stärken, dass dies so sein muss, wird der sogenannte “Index der Kerninflation” berechnet, bei dem im Prinzip öffentliche Dienste und auch die Preise anderer Güter, die der Staat festsetzt, ausgeschlossen werden. Bei Lohnverhandlungen sollte jetzt dieser Index und nicht der allgemeine als Referenz genommen werden.
Eine echte Stabilitätspolitik erfordert einmal eine Kontrolle der Geldschöpfung, was ein primäres Nulldefizit oder auf alle Fälle ein sehr niedriges Defizit, und dann auch ein spürbare Senkung des Gesamtdefizits, das Zinsen auf die Staatsschuld einschließt. Dieses Ziel verfolgt die Regierung jetzt sehr energisch. Aber außerdem erfordert eine Politik der starken Senkung der Inflation eine Einkommenspolitik, was sich auf direkte Einwirkung auf Preise und Löhne bezieht und auch Exportzölle für landwirtschaftliche Produkte einschließt, die dabei nicht nur, wie es die Regierung jetzt darstellt, als Einkommensquelle gedacht sein müssen, sondern auch als Instrument einer globalen Einkommenspolitik. Wenn diese Konzepte in der Regierung nicht klar sind, dann dürfte die Inflation auf hohem Niveau verbleiben.